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Betreff 
Friedhofsgebührenordnung 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Friedhofsgebührenordnung wird wie folgt geändert: 
 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Friedhofs- und Bestattungsordnung“ durch 

„Friedhofs- und Bestattungssatzung“ ersetzt. 

2. § 2 Abs. 1 erhält unter Einbeziehung der Änderung in Ziffer 1 folgende neue Fas-
sung: 

 
„Wenn die Ruhefrist für einen beizusetzenden Verstorbenen die Gültigkeitsdauer des 
Nutzungsrechts an der in Anspruch zu nehmenden Grabstätte überschreitet, ist eine 
Nachgebühr zu entrichten. Diese beträgt für jeden Tag, um den die Gültigkeitsdauer 
des Nutzungsrechts nach den Vorschriften der Friedhofs- und Bestattungssatzung 
verlängert werden muss, den 365. Teil des einschlägigen Jahrestarifs.“  

 
 
Problembeschreibung/Fragestellung: 
Die bestehenden Regelungen der Satzung lassen den Gültigkeitszeitraum des Nutzungs-
rechtes zwar taggenau beginnen und enden, berechnen aber eine eventuell wegen der Be-
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stimmungen über die Ruhefrist notwendige Verlängerung der Gültigkeitsdauer nicht tagge-
nau, sondern stellen bei der Erhebung der Nachgebühr auf das volle Jahr ab. 
 
Diese Diskrepanz ist nicht nur unlogisch, sondern beinhaltet auch eine durch keine Sacher-
wägung begründete Ungleichbehandlung. Zudem hat das VG Aachen in einer aktuellen 
Einzelfall-Entscheidung geurteilt, dass, wenn die Dauer des Nutzungsrechtes taggenau be-
ginnt, dann auch die Verlängerungsdauer taggenau berechnet werden muss. 
 
Zwar hat das Aachener Urteil keine Verpflichtung zur Änderung der Satzung zur Folge, da 
es sich nicht um ein höchstrichterliches Urteil handelt, und die Sankt Augustiner Praxis hat 
bisher zu keiner Beschwerde geführt, aber durch die begehrte Änderung der Satzung kann 
ein rechtlich einwandfreier Stand der Satzung erreicht werden. 
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